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Antrag auf Anpassung des Familienzuschlages ab dem dritten Kind für das Jahr 2026 und folgende Jahre

Sehr geehrte Damen und Herren,
das Bundesverfassungsgericht entschied mit Beschluss vom 4. Mai 2020 -Az. 2 BvL 6-8/17-, dass der in NRW gewährte Familienzuschlag für dritte und weitere Kinder verfassungswidrig zu niedrig bemessen war.
Im Hinblick auf dieses Verfahren sowie auf ein bereits beim Verwaltungsgericht Osnabrück unter dem Aktenzeichen 3 A 145/18 parallel für Niedersachsen anhängiges Musterverfahren lege ich gegen die mir für mein drittes (und ggf. weitere) Kind(er) gewährte Alimentation für das Jahr 2026
Widerspruch
ein, da ich davon ausgehe, dass sie insoweit nicht ausreichend ist.
Zugleich beantrage ich die Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation für diese(s) Kind(er), die den in dem o.g. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts festgelegten Grundsätzen entspricht.
Ob das Kernelement der gesetzlichen Neuregelung vom 23.09.2022, der sog. Familienergänzungszuschlag gem. § 36a NBesG, den spezifischen verfassungsrechtlichen Vorgaben lt. o.g. Rechtsprechung genügt, ist derzeit völlig unklar, zumal die vergleichbare 

Regelung im schleswig-holsteinischen Besoldungsrecht im Übrigen bereits Gegenstand eines dortigen Normenkontrollverfahrens beim BVerfG (Az. 2 BvL 13/18) ist.
Aktuell lag in Niedersachsen der Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge in den Jahren 2025 bis 2028 sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften zur Verbandsbeteiligung vor. Die Verbandsbeteiligung ist seit Anfang Oktober abgeschlossen. Der Entwurf muss nun die weiteren Schritte des Gesetzgebungsverfahrens durchlaufen.
Unabhängig vom weiteren Gesetzgebungsverfahren halte ich die im Entwurf vorgesehenen Änderungen für nicht ausreichend, um eine amtsangemessene Alimentation sicherzustellen. Erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken bestehen insbesondere gegen die Ausgestaltung des Familienergänzungszuschlags und dessen zunehmende Abhängigkeit vom Einkommen sowie den Erwerbsmöglichkeiten des Ehe- oder Lebenspartners. Zugleich bleibt die allgemeine strukturelle Stärkung der Grundgehaltstabellen begrenzt. Sonderzahlungen und familienbezogene Ergänzungsleistungen können eine dauerhaft angemessene Grundbesoldung nicht ersetzen.
Gleichzeitig bitte ich darum, meinen Antrag bis zu der für Niedersachsen endgültigen Entscheidung in dem o.g. Musterverfahren ruhen zu lassen und auf die Einrede der Verjährung zu verzichten sowie um Ihre entsprechende Bescheidung auch dahin gehend, dass Sie diesen Widerspruch zugleich für die folgenden Kalenderjahre gelten lassen.

Mit freundlichen Grüßen


…...................................
